
UNSER  
BERATUNGSSPEKTRUM  
IM IMMOBILIENRECHT 

Unser Beratungsspektrum umfasst 
alle Bereiche des Immobilienrechts 
– vom Erwerb und der Finanzierung 
über Bauplanung und -vergabe bis 
zur Vermietung und zum Verkauf. 

IMMOBILIENTRANSAKTIONEN 

Wir begleiten Käufer und Verkäufer 
im Rahmen der Due Diligence 
sowie bei Gestaltung, Verhandlung 
und Abwicklung von Immobilien-
Kaufverträgen (Asset- oder Share 
Deals). 

PRIVATES BAURECHT 

Im privaten Baurecht gestalten wir 
alle Arten von Bau-, Architekten- 
und Projektsteuerungsverträgen, 
beraten bei Nachbarvereinbar
ungen und setzen Werklohn- bzw. 
Honorarforderungen sowie Män-
gelansprüche außergerichtlich  
und gerichtlich durch. 

MIETRECHT 

Wir vertreten vor allem Vermieter 
von Gewerbe- oder Wohnräumen 
bei der Gestaltung von Mietver
trägen, der Durchführung und 
Durchsetzung von Kündigungen, 
der Führung von Mietprozessen  
sowie bei Themen wie Neben-
kosten, Mietmängeln und Mieter
höhungen.
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NEUE BGH-RECHTSPRECHUNG: GEWINNAB-
SCHÖPFUNG BEI UNTERVERMIETUNG? 
Der BGH hat mit Urteil vom 28.01.2026 (Az.: VIII ZR 228/23) entschieden, dass die Ab-
sicht des Mieters, mit der Untervermietung der Wohnung einen Gewinn zu erzielen, 
kein berechtigtes Interesse im Sinne des § 553 Abs. 1 Satz 1 BGB darstellt, d.h. er in 
diesem Fall keinen Anspruch auf Gestattung der Untervermietung hat.

Nicht zu entscheiden hatte der BGH die Frage, ob bzw. in welcher Höhe der Ver-
mieter in einem solchen Fall seine Erlaubnis zur Untervermietung von der Zustim-
mung des Mieters zu einer Mieterhöhung abhängig machen kann. Dieser Frage 
soll hier kurz nachgegangen werden.

Vermieter darf Erlaubnis verweigern

Ist dem Vermieter die Untervermietung nur bei einer angemessenen Erhöhung 
der Miete zuzumuten, so kann er gemäß § 553 Abs. 2 BGB seine Erlaubnis davon 
abhängig machen, dass der Mieter sich mit einer solchen Erhöhung einverstan-
den erklärt. Der Vermieter hat zwar keinen gesetzlichen Anspruch auf Zustimmung 
des Mieters zu einer solchen Mieterhöhung. Allerdings darf er seine Erlaubnis ver-
weigern, wenn der Mieter nicht in eine angemessene Mieterhöhung einwilligt.

Angemessenheit der Mieterhöhung

In welcher Höhe eine Mieterhöhung angemessen ist, hängt von den Umständen 
des Einzelfalls ab. Ob vom Vermieter insoweit lediglich ein allgemeiner Aufschlag 
für erhöhten Aufwand und erhöhte Sachrisiken oder gar ein pauschaler Unter-
mietzuschlag in Höhe von 20 % der Untermiete als verlangt werden konnte, war in 
Rechtsprechung und Literatur umstritten.

Das Urteil des BGH vom 28.01.2026 legt nun nahe, bei einer durch den Mieter be-
absichtigten gewinnbringenden Untervermietung auch ein Mieterhöhungsverlan-
gen des Vermieters als angemessen zu betrachten, mit der der gesamte vom 
Mieter mit der Untervermietung erzielte Gewinn abgeschöpft wird. Dieser Gewinn 
ist nach den Ausführungen des BGH nämlich nicht von der grundrechtlich ge-
schützten Rechtsposition des Mieters umfasst. Die wirtschaftliche Verwertung der 
Wohnung sei verfassungsrechtlich allein dem Vermieter zugewiesen. 

Mietpreisbremse nicht anwendbar

Die Beschränkungen der sog. Mietpreisbremse gemäß § 556 d Abs. 1 BGB finden 
auf Mieterhöhungsvereinbarungen anlässlich der Gestattung einer Untervermie-
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tung keine Anwendung. Es sind somit auch Mieterhöhungen zulässig, die dazu 
führen, dass die Miete die ortsübliche Vergleichsmiete um mehr als 10 % über-
steigt. § 556 d Abs. 1 BGB betrifft nur Vereinbarungen zur Miethöhe zu Beginn des 
Mietverhältnisses, nicht aber nachträgliche einvernehmliche Vereinbarungen. Al-
lerdings hat der Mieter die Beschränkungen der Mietpreisbremse im Verhältnis 
zum Untermieter zu beachten.

Auskunftspflichten des Mieters

Um dem Vermieter eine Beurteilung zu ermöglich, ob und ggf. unter welchen Vo-
raussetzungen er die Untervermietung erlauben möchte, muss der Mieter in sei-
nem Antrag auf Erlaubnis dem Vermieter daher nicht nur mitteilen, welche Tei-
le der Wohnung er an welche Person unterzuvermieten beabsichtigt. Zu einem 
vollständigen Antrag gehört auch die Höhe der Untermiete. Ohne diese Angaben 
ist der Erlaubnisantrag unvollständig und der Vermieter nicht zur Erlaubnis ver-
pflichtet.

Fazit

Geht aus den Angaben des Mieters hervor, dass die Untermiete die Miete über-
steigt, kann der Vermieter jedenfalls nach unserem Verständnis des BGH-Urteils 
vom 28.01.2026 seine Zustimmung von einer Mieterhöhung in Höhe des Untermiet-
gewinns des Mieters abhängig machen. Wird diese Mieterhöhung durch den Mie-
ter verweigert, kann er die Erlaubnis der Untervermietung versagen.


